
EuGH: Regeln zum Wolfs-Abschuss 
Es  muss  wissenschaftlich
nachgewiesen sein, dass Tö-
tungen tatsächlich die Wilde-
rei  eingrenzen  und  den  Be-

stand  des  jeweiligen  Rudels  nicht  gefährden.
So das Urteil des Europäischen Gerichtshofs.

Honig- und Wildbienenlehrpfad eröffnet 
Am 27. September ist in Ro-
tenburg ein Lehrpfad mit dem
Schwerpunkt  Wildbienen  er-
öffnet worden. Konzipiert wur-
de er vom AK Bienen (BUND,
Stadt  Rotenburg,  Imkerver-
ein,  Umweltbildungszentrum
Wümme). Der wissenschaftli-
che Part  und  die  Gestaltung

der Infotafeln lag in den Händen des Wildbie-
nenspezialisten Rolf Witt.

Steingärten sind Grünflächen (!!!???) 
Eine große Unsitte, noch dazu
verboten(!),  sind  die  immer
mehr  in  Mode  kommenden
Schottergärten – die sog. „Gär-
ten  des  Grauens“.  Die  Nds.

Bauordnung schreibt vor:  „Die nicht überbau-
ten  Flächen  der  Baugrundstücke  müssen
Grünflächen sein“.  Die  Stadt  Rotenburg  hat
hierzu  ihre  eigene  Sicht.  Zu  einem  entspre-
chenden Hinweis des BUND schreibt sie: 
„Der Begriff Grünflächen ist interpretations-
fähig ...  Grünflächen sind auch Steingärten,
solange  das  anfallende  Niederschlagswas-
ser im Boden versickern kann“. 
Ein Kommentar erübrigt sich...

Trinkwasser unter Druck 
Zu hohe Nitratmengen könnten
das  Trinkwasser  in  Deutsch-
land  künftig  verteuern.  Nun
stärkt ein Urteil des EuGH den
Wasserschutz.  Die  Entschei-
dung könnte Signalwirkung für

den Streit ums Düngerecht haben. 

BUND-Magazin 3/2019 
Schwerpunkt  des  aktuellen  BUND-
Magazins ist  der Trend, dass immer
weniger  Menschen  gute  Kenntnisse
von Tier- und Pflanzenarten haben –
ein Problem für den Naturschutz.  

Insekten schützen leicht gemacht 
Ein  neuer  BUND-Ratgeber  gibt
Kommunen  und  interessierten
Bürgern Tipps, wie sie ihre Ge-
meinde für Insekten attraktiv ma-
chen können.  Mit  den Maßnah-
men können  gezielt  die  Ausga-
ben  für  die  Grünflächenpflege
gesenkt  und  die  Lebensqualität

der Menschen erhöht werden. Es wird auf alle
Lebensräume für Insekten eingegangen.

Insekten: Das große Sterben 
Insekten sind elementar für un-
ser Überleben, doch ihre Zahl
schrumpft in  erschreckendem
Tempo. Bislang fehlten umfas-
sende  Studien,  jetzt  bilanziert

eine neue  Untersuchung die dramatischen Zu-
stände in Deutschland. 

CDU: Klagerechte einschränken 
Generalsekretär  Ziemiak und
weitere  CDU-Politiker  wollen
die  Klagerechte  für  Umwelt-
verbände  einschränken.  Sie
streben sogar an, die interna-
tionale  Aahus-Konvention  zu

ändern. 

BUND und NABU: Insektenschutz jetzt! 

Die EEG-Umlage steigt,…
...obwohl die Erneuerbaren Energien immer bil-
liger werden? Wer sich über die Zusammenhän-
ge  informieren  will,  dem  ist  diese Politsatire
sehr zu empfehlen!!!

Rote Zahlen bei 79 v. H. der Kohlekraftwerke 
Vier von fünf Kohlekraftwerken in der EU sind
unrentabel.  Allein  2019  könnten  die  Betreiber
milliardenschwere  Verluste  einfahren,  so  das
Ergebnis  einer  aktuellen  Analyse  des  Think
Tanks Carbon Tracker.  
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Die beiden Verbände haben die Landesregie-
rung  aufgefordert,  einen  ambitionierten  und
verbindlichen Aktionsplan zum Insektenschutz
zu erarbeiten und umzusetzen.

https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/woelfe-duerfen-laut-eugh-nur-unter-strikten-bedingungen-geschossen-werden-a-1290935.html
https://www.kreiszeitung.de/lokales/rotenburg/rotenburg-ort120515/bienen-spur-13043329.html







Herzlich 


Willkommen  


auf dem Honig– 
und Wildbienen-


lehrpfad 


Herzlich Willkommen 


In ROTENBURG SUMMT UND BRUMMT es. Deshalb 


wurde ein 2,5 km langer Rundweg als Honig– und Wild-


bienenlehrpfad angelegt. Er kann auf eigene Faust erlebt 


werden. Dabei wird für Bewegung gesorgt, und gleichzei-


tig werden Informationen vermittelt.  


An 16 Stationen lernen Sie unterschiedliche Lebensräu-


me kennen und mit etwas Glück können Honig– und 


Wildbienen beobachtet werden. 


Viel Spaß dabei wünscht Ihnen  


der  Arbeitskreis Bienen & Bürgermeister Andreas Weber 


 


Startpunkte / Stationen 


Die Übersichtstafel mit Wildblumenbeet ist der Startpunkt 


(Station 1). Sie befindet sich beim Heimathaus, Burg-


straße 2, neben dem Neuen Magazin. Hier geht es los, 


aber natürlich können Sie auch am Rathaus am Start-


punkt (Station 14 bzw. 15) beginnen, wo Sie dieses 


Faltblatt erhalten können. Startpunkt Station 14 


(Rathaus: Pflaster) ist vor dem Eingang zum Informa-


tionsbüro, wo  kleine Sandhaufen der Braunbürstigen 


Hosenbiene  zu sehen sind. Startpunkt Station 15 


(Rathaus: Gründach) ist im Rathaus über die Wen-


deltreppe im 2. Stock zu erreichen. 


In beiden Richtungen kann der Bienenpfad er-


kundet werden. Als Markierung zeigt Ihnen ei-


ne Biene den richtigen Weg. 


 


 


Es besteht aber auch die Möglichkeit an jeder beliebigen 


Station zu starten. 


 


 


Vom Heimathaus oder Rathaus lässt sich die Route zu 


Fuß, aber auch mit dem Fahrrad bewältigen. Dauer: 2 


bzw. 1,5 Std.  


Anreise per Auto 


Rotenburg (Wümme) liegt verkehrsgünstig zwischen 


Bremen, Hamburg und Hannover und ist über die A1, 


A7 und A27 gut zu erreichen. Parkmöglichkeiten Rich-


tung Innenstadt—Rathaus. 


Anreise per ÖPNV 


Metronom Hamburg – Bremen RE4 und RE41: Bahn-


hof Rotenburg                                                                      


Bürgerbus ab Bahnhof: 802 und 803, Haltestelle Pfer-


demarkt. 


Für Gruppen kann bei Interesse eine Führung angebo-


ten werden. Anmeldung: Elisabeth Quentin, Stadt Ro-


tenburg (Wümme), 04261 71-105, Manfred Radtke, 


BUND, 04261 6967, Anja Schulenberg, Umweltbil-


dungszentrum, 04261 6305674, Dr. Christiane Looks, 


Kreisnaturschutzbeauftragte, 04269 96017 oder bei 


den Gästeführerinnen der Stadt. 


Impressum 


Stadt Rotenburg (Wümme), Umweltbüro, Elisabeth 


Quentin. 


https://www.rotenburg-wuemme.de 
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https://www.nlwkn.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presse_und_offentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/zum-tag-der-umwelt-2019-0506-lies-startet-kampf-gegen-steingaerten--neue-nlwkn-broschuere-gibt-praktische-tipps-fuer-die-gestaltung-eines-insektenfreundlichen-lebensumfelds-177447.html



Niedersächsische Bauordnung


(NBauO)


Vom 3. April 2012


§ 9
Nicht überbaute Flächen, Kinderspielplätze


(1) 1 Die nicht überbauten Flächen von Baugrundstücken sind so herzurichten und zu


unterhalten, dass sie nicht verunstaltet wirken und auch ihre Umgebung nicht verunstalten.
2 Dies gilt auch für die nicht im Außenbereich gelegenen, nach öffentlichem Baurecht


bebaubaren Grundstücke.


(2) Die nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke müssen Grünflächen sein, soweit sie nicht


für eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind.


VORIS § 9 NBauO | Landesnorm Niedersachsen | - Nicht überbaute F... http://www.nds-voris.de/jportal/portal/t/12bh/page/bsvorisprod.psml/ac...


1 von 1 04.11.2019, 19:49
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Thema Bauen/ Naturschutz 
  


Nr. 5/2019 
  


Datum 02.05.19 
 


 
Titel Gärten des Grauens: Schottergärten 
  


In Kürze Mit Schotter, Kies und Flies versiegelte unbebaute Flächen eines Baugrundstücks ver-
stoßen gegen § 9 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO). Dort heißt es: „Die 
nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke müssen Grünflächen sein, soweit sie nicht 
für eine andere zulässige Nutzung erforderlich sind.“ Das hat eine kleine Anfrage an die 
Landesregierung nun bestätigt.  


  
Das sagen 
die Grünen 


Christian Meyer: „Für Insekten, die teils dramatische Bestandsrückgänge von bis zu 80 
Prozent erleiden, sind blühende Grünflächen gerade auch in den Kommunen unverzicht-
bar. Kommunen und das Land sollten daher Haus- und Gartenbesitzer auf eine bienen-
freundliche Gestaltung hinweisen und wo nötig die Bauordnung durchsetzen.“ 


  
Das sagen 
die Anderen 


Die Landesregierung macht in der Beantwortung einer kleinen Anfrage deutlich: „Gemäß 
§ 9 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) müssen nicht überbaute Flächen 
der Baugrundstücke Grünflächen sein. Die Freiflächen können mit Rasen oder Gras, Ge-
hölzen, anderen Zier- oder Nutzpflanzen bedeckt sein. Plattenbelege, Pflasterungen und 
dergleichen sind allenfalls zu den Grünflächen zu zählen, wenn sie eine verhältnismäßig 
schmale Einfassung von Beeten usw. darstellen. Auf diesen Flächen muss Vegetation 
überwiegen, sodass Steinflächen aus Gründen der Gestaltung oder der leichteren Pflege 
nur in geringerem Maße zulässig wären.“ 


  
Hintergrund Das Staatliche Baumanagement Niedersachsen hatte eine zugeschotterte Fläche des Fi-


nanzamt Hamelns als Verstoß gegen § 9 Abs. 2 der Niedersächsische Bauordnung 
(NBauO) bewertet. Die GRÜNE Landtagsfraktion nahm das zum Anlass nachzufragen, ob 
mit Kies und Schotter gestaltete Grundstücksflächen grundsätzlich ein Verstoß gegen 
die NBauO darstellen, denn auch in Siedlungen nehmen diese „Gärten des Grauens“ 
sichtlich zu. In ihrer Antwort hat die Landesregierung deutlich gemacht, dass unbebaute 
Flächen begrünt werden müssen.  
Das hat wichtige Gründe: Insekten und Vögel benötigen Pflanzen um ausreichend Nah-
rung und Schutz zu finden. Bei einer mit Flies-, Kies- und Schotter versiegelten Fläche 
geht die natürliche Bodenfunktion verloren. Humose Oberböden sind ein Lebensraum 
für Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen. Gerade in Hinblick auf Starkregenereignisse 
sind solche Fläche weniger in der Lage Niederschlagswasser aufzunehmen. Durch 
Schotter und Kies wird nicht nur die Fähigkeit des Bodens als Wasserspeicher ge-
schwächt, sondern ebenfalls seine Kühlungsfunktion. Durch Steine und Kies wird die 
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Temperatur im Siedlungsraum erhöht und das Klima an Hitzetagen für uns alle negativ 
beeinflusst. 
Die Landesregierung stellt weiterhin fest, dass die unteren Bauaufsichtsbehörden darauf 
hinzuwirken haben, geltendes Baurecht einzuhalten. Deswegen wäre es wichtig, dass 
Ihr auf kommunaler Ebene Anträge stellt. 
Viele Bürger*innen stören sich an den „Gärten des Grauens“. Es ist trotzdem zu erwarten, 
dass politische Gegner kommunale Anträge zur Einhaltung der bestehenden Gesetzge-
bung als neues „Verbot“ umdeuten. Der Vollzug kostet zusätzlich Ressourcen in den oft 
unterbesetzten Bauaufsichtsbehörden. Deswegen kann es zunächst Sinn ergeben, die 
untere Bauaufsichtsbehörde über einen Ratsantrag auf § 9 Abs. 2 der NBauO hinzuwei-
sen und zu erfragen, wie die Verwaltung Bürger*innen über die gesetzliche Regelung 
aufklärt. Denn der dramatische Rückgang von Bienen, Schmetterlingen und Vögeln be-
trifft die Allgemeinheit ebenso, wie die Stressresistenz eines Siedlungsraumes gegen 
Klimawandelfolgen wie Starkregen oder Hitzesommer. 
In der Regel kann es als Vorbild dienen, wenn die eigene Kommune als insektenfreund-
liches Beispiel vorangeht. Gemäß § 2 Abs. 4 des Bundesnaturschutzgesetzes sollen bei 
der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hand 
die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in besonderer Weise berücksich-
tigt werden. 
 
Ihr könnt beispielsweise beantragen: 


• Kommunale Flächen ausschließlich mit heimischen Frühblühern, Stauden, Ge-
hölzen und Bäumen zu gestalten. 


• Auf die Verwendung von Totalherbiziden auf Grün- und Außenanlagen komplett 
zu verzichten. 


• Kommunale Grünflächen frühestens zu einem Zeitpunkt zu mähen, zu dem die 
Blütenpflanzen ausgesamt haben, so dass ihre dauerhafte Erhaltung auch ohne 
Neueinsaat möglich ist. Auf den Einsatz von Mulchmähern ist dabei zu verzich-
ten. Soweit möglich sollen Blüh- bzw. Altgrasstreifen stehen gelassen werden 
beziehungsweise die Pflege durch Teilmahd erfolgen.  


• Bei Kompensationsflächen in den Bewirtschaftungsauflagen den Einsatz von 
Totalherbiziden auszuschließen.   


• Die Beleuchtung auf LED umzustellen. Das spart nicht nur Energie, sondern 
schützt auch Insekten.  


• Dass eure Kommune eine Informationsangebot für eine insektenfreundliche 
Gartengestaltung Euren Bürger*innen bereitstellt. 


• Jede*r neue Grundstückeigentümer*in erhält Zwiebeln für bienenfreundliche 
Frühblüher und wird über die Regelungen der NBauO in einem persönlichen 
Schreiben aufgeklärt.   
 


Zu beachten ist, dass § 9 Abs. 2 der NBauO ausschließlich für unbebaute Flächen eines 
Baugrundstücks gilt. Es scheint baurechtlich möglich, ähnlich wie bei einer Terrasse, 
sich eine größere Schotterfläche genehmigen zu lassen. In diesem Fall ist die im Bebau-
ungsplan festgelegte Grundflächenzahl (GVZ) ausschlaggebend. Deswegen erscheint es 
sinnvoll, bei der Ausweisung neuer Baugebiete die zulässige Grundflächenzahl mit Be-
dacht festzulegen. Eine Überschreitung um 50% für alle baulichen Anlagen wie Terrasse, 
Stellplätze, Zufahrten oder Nebenanlagen ist in der Regel zulässig. Weiterhin sollten 
Schottergärten auch in den Bebauungsplänen eindeutig ausgeschlossen werden.  
Ein mit Kirschlorbeer, undurchlässigen Zäunen und Golfrasen gestaltetes Grundstück 
löst kein Biodiversitätsproblem. Deswegen ermöglicht § 84 der NBauO weitere Festle-
gungen zur städtebaulichen, baugestalterischen oder ökologischen Gestaltung. Dazu 
gehört beispielsweise die Einfriedung durch Hecken (Abs. 3), die Gestaltung der nicht 
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überbauten Flächen und das Anlegen von Vorgärten (Abs. 6) oder die Begrünung bauli-
cher Anlagen (Abs. 7). 


  
Zum  
Weiterlesen 


Beantwortung der Kleinen Anfrage: „Verstoßen Flächen im Eigentum des Landes gegen 
die NBauO?“; Pressemitteilung von MdL Christian Meyer; Pestizidfreie Kommunen vom 
BUND:  


  


Feedback MdL: Christian Meyer 
Referentin:Christina-Johanne 
Schröder 


christian.meyer@lt.niedersachsen.de 
christina-johanne.schroeder@lt.niedersach-
sen.de 


0511/3030-3306 
0511/3030-4232 


  


 



https://www.landtag-niedersachsen.de/drucksachen/drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03486.pdf

https://www.landtag-niedersachsen.de/drucksachen/drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03486.pdf

https://www.christian-meyer-gruene.de/presse/meldung/christian-meyer-gut-fuer-die-bienen-schottergaerten-verstossen-gegen-bauordnung.html

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/umweltgifte/umweltgifte_pestizidfreie_kommunen.pdf

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/umweltgifte/umweltgifte_pestizidfreie_kommunen.pdf
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https://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/europaeischer-gerichtshof-staerkt-grundwasserschutz-a-1290121.html
https://www.bmu.de/meldung/zum-urteil-des-europaeischen-gerichtshofs-zur-nitratrichtlinie-erklaert-das-bundesumweltministerium/
https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/bundmagazin-319/
https://www.bund.net/service/publikationen/detail/publication/insekten-schuetzen-leicht-gemacht/
https://www.bund.net/themen/umweltgifte/pestizide/pestizidfreie-kommune/insektenschutz/#c14299
https://www.focus.de/wissen/natur/untersuchung-der-tu-muenchen-neue-fakten-zum-insektensterben_id_11291594.html
https://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/insektensterben-zahl-und-vielfalt-der-arten-in-deutschland-schwinden-a-1294038.html
https://www.focus.de/perspektiven/studie-insektensterben-tu-muenchen-studie-zeigt-dramatischen-insekten-schwund-was-das-sterben-stoppen-kann_id_11301427.html
https://web.de/magazine/wissen/natur-umwelt/studie-belege-insektenschwund-deutschland-34141856
https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/kommentar-wer-sich-nicht-an-umweltrecht-halten-moechte-schraenkt-das-klagerecht-ein/?wc=21735&cHash=6b44c08ab5b1e3861ce2b9f79442f627



 
 


 
 
 
 
 
 
 
 
 


Dr. Carsten Linnemann MdB   Dr. Christoph Ploß MdB 
Vorsitzender der Mittelstands- und   Mitglied im Ausschuss für Verkehr 
Wirtschaftsvereinigung der CDU/CSU   und digitale Infrastruktur des 


Deutschen Bundestags 
 
Patrick Schnieder MdB   Hendrik Wüst MdL 
Mitglied im Ausschuss für Verkehr    Minister für Verkehr des Landes 
und digitale Infrastruktur des    Nordrhein-Westfalen 
Deutschen Bundestages 
         
Paul Ziemiak MdB 
Generalsekretär der CDU Deutschlands 


 


11-Punkte-Plan für schnelleres Planen und Bauen 


 


Nationale Infrastrukturprojekte beschleunigen 


Planungs- und Genehmigungsverfahren für Bauvorhaben in Deutschland ziehen sich oft über Jahre hin 


und sind ein massives Hindernis für neue Investitionen in Betriebe und Infrastrukturen. Bei der 


Elbvertiefung, aber beispielsweise auch beim Bau neuer Bahnstrecken (Bahnstrecke Berlin-München) 


oder neuer Autobahnen (A20) kann man sehen, dass das heutige Planungsrecht nicht mehr zeitgemäß 


ist. Häufig dauert es von der Planung bis zum Baubeginn viele Jahre oder sogar Jahrzehnte. Dies ist aus 


Sicht vieler Bürger und Unternehmen ein unhaltbarer Zustand. Im europäischen Vergleich nehmen 


diese Prozesse in Deutschland überdurchschnittlich viel Zeit in Anspruch. Einer der Gründe liegt in der 


wachsenden Zahl geltender planungs- und umweltrechtlicher Vorgaben. Insbesondere beim Ausbau 


der Infrastrukturen entstehen dadurch Wettbewerbsnachteile. Denn Deutschland benötigt als 


exportstarke Wirtschaftsnation in der Mitte Europas leistungsfähige Verkehrswege. Zudem gilt es 


gerade in den kommenden Jahren, massiv in den Ausbau beispielweise der Schieneninfrastruktur zu 


investieren, um die Klimaschutzziele zu erreichen. 


Daher wollen wir die rechtlichen Rahmenbedingungen so anpassen, dass schneller geplant und gebaut 


werden kann. Ein erster Schritt wurde im Jahr 2018 mit dem vom Deutschen Bundestag beschlossenen 


Gesetz zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich getan. 


Zur weiteren Beschleunigung von Bauvorhaben sollten aus unserer Sicht folgende Maßnahmen in die 


Wege geleitet werden: 


 Abläufe im Planungs- und Genehmigungsrecht verkürzen; 


 Vorteile der Digitalisierung ausnutzen; 


 ausreichend Planungspersonal in den Behörden einsetzen; 


 frühzeitige Einbindung von Bürgerinteressen gewährleisten. 


 


Daher fordern wir: 
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1) Reform der Aarhus-Konvention: 


Die Bundesregierung muss die EU-Ratspräsidentschaft 2020 für eine Initiative zur Reform der 


Aarhus-Konvention nutzen, um damit eine Verfahrensbeschleunigung und Modernisierung der 


Beteiligungsverfahren zu erreichen. Grundlage zahlreicher EU-Vorschriften über die Verfügbarkeit 


von Umweltinformationen und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten basieren auf 


dieser im Jahr 1998 vereinbarten Konvention. Nach 20 Jahren Erfahrung mit vielen 


Verfahrensverzögerungen besteht nun Reformbedürftigkeit, die der Bundestag und die 


Bundesregierung anstoßen sollten. 


 


 


2) Umsetzung der Vorschläge des Normenkontrollrats zur Beschleunigung des Verwaltungs-


rechtswegs: 


Der Nationale Normenkontrollrat hat ein Gutachten mit zehn Vorschlägen zur Beschleunigung 


verwaltungsgerichtlicher Verfahren vorgelegt, deren Umsetzung wir fordern. Zu diesen 


Vorschlägen zählen u.a.: 


 Festlegung eines frühen ersten Erörterungstermins zur schnelleren Klärung von Rechtsfragen 


 Beschleunigung des Gerichtsverfahrens mittels schnellerer Aktenbearbeitung durch 


zusätzliche Fachgutachter und wissenschaftliche Mitarbeiter 


 Konsequente Nutzung der Beschleunigungspotenziale der Digitalisierung im 


verwaltungsgerichtlichen Verfahren durch Vorlage sämtlicher Akten und Urkunden in 


elektronischer Form 


 Beschleunigung durch vorgezogene Prüfung der Klagebefugnis bei Normenkontrollverfahren 


auch für Umweltverbände 


 


Diese Vorschläge sind laut Normenkontrollrat nachweislich dazu geeignet, um die Verfahrenszeit 


deutlich zu verkürzen. Es empfiehlt sich deshalb, diese insbesondere bei Infrastrukturvorhaben 


umzusetzen. Auch wenn die größten Beschleunigungspotenziale im Regelungsbereich der EU 


liegen, sollten Potenziale zur Beschleunigung nationaler Verfahren ebenso ergriffen werden.  


 


 


3) Beschleunigung von Gerichtsverfahren: 


Beschleunigte Gerichtsverfahren, ohne dabei den Rechtsschutz zu schwächen, können den 


Verwaltungsrechtsweg von Planungsverfahren deutlich verkürzen. Beispielsweise könnte die 


erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte (beziehungsweise 


Verwaltungsgerichtshöfe) erweitert werden. Wir plädieren für eine entsprechende Anpassung der 


Verwaltungsgerichtsordnung.  


 


 


4) Verstärkten Einsatz von Maßnahmengesetzen prüfen: 


Zentrale Verkehrsinfrastrukturprojekte sollten ausschließlich durch projektbezogene 


Maßnahmengesetze, die der Deutsche Bundestag final beschließt, genehmigt werden, wodurch 


auf ein Planfeststellungsverfahren verzichtet werden kann. Ein transparentes und schlankes 


Verfahren im Genehmigungsprozess führt zu einer größeren Akzeptanz der Projekte und 


beschleunigt so Planungs- und Genehmigungsverfahren.  



Radtke

Hervorheben







 


3 
 


 


Daher sollte eine breitere Anwendung von Maßnahmengesetzen im Einklang mit dem EU-Recht 


geprüft werden, beispielsweise durch eine Ausweitung der Definition der Systemrelevanz von 


Verkehrsinfrastrukturprojekten. 


 
 


5) Gesetzliche Stichtagsregelung einführen: 


Derzeit müssen die Planungen gemäß den neuesten fachlichen Erkenntnissen und Gesetzen 


während des laufenden Genehmigungsverfahrens angepasst werden. Dadurch kommt es während 


des Planungsverfahrens häufig zu Verzögerungen und langwierigen Überarbeitungen, weil sich 


technische oder verkehrliche Rahmenbedingungen ändern. Dies wurde insbesondere bei der 


Elbvertiefung evident. Eine gesetzliche Stichtagsregelung würde es ermöglichen, dass Änderungen 


nach einem bestimmten Stichtag nicht mehr berücksichtigt werden müssen. Dies würde die 


Planbarkeit von Infrastrukturprojekten verbessern und die Zeit vom Planungsbeginn bis zum Bau 


verkürzen. 


 


 


6) Verbandsklagerecht einschränken: 


Umweltverbände sollen nur klagen dürfen, wenn die Belange des entsprechenden Verbands direkt 


betroffen sind oder eine ordnungsgemäße Beteiligung der Umweltverbände im 


Genehmigungsverfahren nicht gegeben war. Ansonsten wird das Verbandsklagerecht pauschal für 


die Blockade von Infrastrukturprojekten benutzt. Die Klagen von Umweltverbänden sollten sich 


auf umweltbezogene Rechtsvorschriften beschränken und nicht mehr auf Basis von 


wirtschaftlichen Bedenken erfolgen können.  


  


Grundsätzlich sollten alle Klageberechtigten verpflichtet werden, alle ihnen bekannten 


verfahrensrelevanten Umstände bereits im Verwaltungsverfahren mitzuteilen, anstatt erst 


hinterher dagegen zu prozessieren. 


 


 


7) Digitalisierte Bauwerksdatenmodellierung verpflichtend anwenden: 


Building Information Modeling (BIM) ermöglicht ein digitales Gebäudemodell über dessen 


Lebenszyklus mit all relevanten Informationen abzubilden. Somit lassen sich frühzeitig 


Abstimmungs- und Planungsprozesse zwischen Bauherren, Planern, Behörden, Auftragnehmern 


und nicht zuletzt der Öffentlichkeit erheblich optimieren. Es kann zum Beispiel jederzeit 


festgestellt werden, ob das Projekt in Bezug auf Konstruktion, Zeit-, Material- und Kostenplanung 


realistisch und effizient umgesetzt werden kann. Seit Mitte 2017 werden bereits 


Verkehrsinfrastrukturprojekte mit Unterstützung von BIM mit dem Ziel durchgeführt, dies ab 2020 


bei neuen Bundesverkehrsinfrastrukturprojekten grundsätzlich anzuwenden. BIM sollte zukünftig 


verpflichtend bei allen öffentlich finanzierten Bauvorhaben sein. 


 


 


8) Planungspersonal verstärken: 


Wesentlich für die Kosten- und Termintreue sind belastbare Bedarfsfestlegungen. Wenn sich 


Planungen im fortgeschrittenen Stadium ändern, führt dies regelmäßig zu Verzögerungen und 


Kostensteigerungen. Um auf über den Projektverlauf stabile Bedarfsanforderungen als 


Planungsgrundlage zurückgreifen zu können, ist es unerlässlich, dass die öffentlichen Auftraggeber 
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den Bestand an eigenem Planungspersonal aufstocken oder sich in größerem Umfang als bisher 


der Expertise von externen Ingenieurbüros bedienen und diese mit der Prüfung und Begleitung 


von Bauvorhaben beauftragen. Auch die Personalkapazitäten der Genehmigungsbehörden sind 


bedarfsgerecht auszubauen. Um beispielsweise Schieneninfrastrukturprojekte schneller 


vorantreiben zu können, muss das Eisenbahn-Bundesamt personell über das bisher geplante Maß 


hinaus deutlich gestärkt werden.  


 


 


9) Neue Beteiligungskultur etablieren:  


Das Vertrauen der Bürger in den Staat ist bei großen Bauprojekten spürbar gesunken. Widerstand 


gibt es dann, wenn persönliche Belange oder Umweltbelange betroffen sind oder der Sinn und die 


Kosten eines Projektes nicht verständlich vermittelt werden. Vorhabenträger sowie Anhörungs- 


und Planfeststellungsbehörden sollten daher eine professionelle Verfahrenskommunikation in 


sämtlichen Beteiligungsverfahren sicherstellen und digitale Möglichkeiten der Beteiligung 


einsetzen, wie beispielsweise verpflichtende Online-Foren mit Feedback-Funktion einrichten, 


wodurch Bürger automatisch einen Hinweis bekommen, wenn sich am Planungs- oder Baustand 


etwas ändert. 


 


 


10) Vergabeverfahren ändern:   


Die gegenwärtige Vergabepraxis muss vor dem Hintergrund regelmäßiger Nachtragsforderungen 


und Kostenexplosionen auf den Prüfstand gestellt werden. So hat der öffentliche Auftraggeber 


derzeit die Pflicht, schriftlich von dem betroffenen Bieter unter Setzung einer zumutbaren 


Antwortfrist Aufklärung über die Kalkulation seiner Preise zu verlangen. Dies gilt auch bei absurd 


niedrigen Angeboten. Um zu verhindern, dass es aufgrund solcher Angebote später zu 


gerichtlichen Auseinandersetzungen und Nachtragsforderungen mit hohen Kosten zulasten des 


Steuerzahlers kommt, sollten Angebote mit dem tiefsten Preis standardmäßig überprüft werden 


und im Regelfall keine Berücksichtigung finden.  Zugleich muss überprüft werden, ob ein weiterer 


Anbieter aus einem Konzernverbund mit dem billigsten Anbieter stammt, um sich so in eine 


bessere Position zu bringen. Auch dessen Angebot müsste dann besonders kritisch überprüft und 


ggf. ausgeschlossen werden können. 


 


 


11) Plangenehmigung statt Planfeststellung ermöglichen: 


Um auch Straßenbrücken-Ersatzbauten, die in der Lage und Dimension von der zu ersetzenden 


Brücke abweichen, zügig bauen zu können, sollten sie grundsätzlich nicht als Neubau, sondern als 


Instandsetzung gewertet werden, so dass eine reine Plangenehmigung statt der Planfeststellung 


notwendig wäre. 


 


 


Grundsätzlich sollten zukünftig bei der Verabschiedung von Umwelt- und Naturschutzregelungen auf 


europäischer Ebene stärker die möglichen Auswirkungen auf Belange von Mobilität und Logistik 


berücksichtigt werden.  


 


Berlin, 13.09.2019 
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Insektenschutz jetzt! 
Forderungen für Insektenschutz und Artenvielfalt in Niedersachsen 
 


 


 


Die Verbände BUND Niedersachsen e.V. und NABU Niedersachsen e.V. fordern die Landesregie-
rung auf, einen ambitionierten und verbindlichen Aktionsplan zum Insektenschutz zu erarbeiten 
und umzusetzen. Messbare Ziele, detaillierte Maßnahmen mit verbindlichen Zeitplänen und eine 
abgesicherte Finanzierung müssen feste Bestandteile sein. Angesichts der Bedeutung der Insek-
ten und ihrer Lebensraumansprüche können damit auch weitere positive Wirkungen für die Bio-
diversität, z.B. für Wiesenvögel und Fledermäuse, erreicht werden.  


Der Aktionsplan muss alle Ministerien der Landesregierung mit ihren nachgelagerten Behörden 
sowie Kommunen einbeziehen und über die Grenzen von Legislaturperioden hinaus wirken. Eine 
Begleitung der Planerstellung, Umsetzung und Evaluierung durch Vertreter*innen verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppen wie den Umweltverbänden ist vorzusehen. Über den Stand der Umset-
zung, die Einhaltung der Ziele und die Wirksamkeit der Maßnahmen muss die Landesregierung 
jährlich öffentlich Bericht erstatten. Der Aktionsplan erfordert neben dem politischen Einsatz der 
Landesregierung in Niedersachsen auch die Einflussnahme der Landesregierung auf Bundes-
ebene und europäischer Ebene. 


Die zentralen Themen und wesentlichen Forderungen sind: 


- Förderung der Lebensraum- und Strukturvielfalt in der Kulturlandschaft 
- Förderpolitik für eine bäuerliche, ökologische Landwirtschaft 
- Verringerung des Einsatzes von chemisch-synthetischen Pestiziden 
- Förderung des Insektenschutzes im besiedelten Bereich 
- Artenschutzforschung und -monitoring 
- Bildung, Weiterbildung und Beratung 


Das Land muss ausreichend Mittel bereitstellen, um die hier geforderten Maßnahmen umsetzen 
zu können. 


 


 


Erhalt und Förderung der Lebensraum- und Strukturvielfalt in der 
Kulturlandschaft 
Die intensive Bewirtschaftung der Kulturlandschaft mit dem Einsatz immer größerer Maschinen hat 
über Jahrzehnte zu einer erheblichen Vergrößerung der Schläge, verbunden mit einer deutlichen 
Reduzierung von Landschaftsstrukturen geführt. Überlebensnotwendige Rückzugsräume für Arten 
der Kulturlandschaft und wichtige Biotopverbundelemente wie artenreiche Feld- und Wegränder, 
Brachflächen und Gewässerrandstreifen, aber auch Elemente der historisch gewachsenen Kultur-
landschaft wie Hecken, Streuobstwiesen oder Kleingewässer gingen verloren. Die zunehmende 
Flächenkonkurrenz führt bis heute zur Umwandlung von Brachflächen und Grünland in Ackerland, 
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die hohe Nährstoffzufuhr über mineralische und organische Dünger sowie der Eintrag in nicht be-
wirtschaftete Flächen lässt vor allem nährstoffarme und somit arten- und blütenreiche Lebens-
räume weiter schwinden.  


Den gravierenden Rückgang von Lebensräumen mit hoher Wertigkeit für die Biodiversität in der 
Agrarlandschaft belegen Untersuchungen zum HNV-Indikator (High Nature Value Farmland Indi-
kator): So lag der Verlust von „HNV-Flächen“ (wie z.B. artenreiches Grünland, Brachen und Land-
schaftselemente) zwischen 2009 und 2017 in Niedersachsen bei mehr als 23 % und damit weit 
über dem Bundesdurchschnitt.  
Dieser massive Verlust an arten- und blütenreichen Lebensräumen und Landschaftselementen der 
Kulturlandschaft bedeutet einen gravierenden Rückgang an Nist- und Nahrungsplätzen für die hei-
mische Insektenfauna. Auch Moore, insbesondere Hochmoore, und Wälder sind wichtige Lebens-
räume für seltene Insektenarten und haben darüber hinaus vielfältige Bedeutung für den Natur- 
und Klimaschutz. 
 
 
Die Verbände fordern daher von der Landesregierung: 
 
 
Konsequente Unterschutzstellung und Umsetzung von Natura-2000-Gebieten bis Ende 
2020 und Einrichtung eines flächendeckenden Gebietsbetreuungssystems bis 2025 


Natura 2000 ist das größte Schutzgebiets-Netzwerk weltweit. Natura-2000-Gebiete sind ein wich-
tiges Instrument, um den voranschreitenden Schwund von Tier- und Pflanzenarten und damit auch 
der Insektenvielfalt zu stoppen. Bis 2020 wollen die Regierungen der 28 EU-Staaten das drama-
tisch voranschreitende Artensterben stoppen und damit beginnen, angeschlagene Ökosysteme 
wiederherzustellen. Mit der Fauna-Flora-Habitat- (FFH) und der Vogelschutzrichtlinie der EU ha-
ben sie sich rechtlich verpflichtet, die wichtigsten Arten und Lebensraumtypen wieder in einen gu-
ten Erhaltungszustand zu bringen. Niedersachsen ist von diesem Ziel nach wie vor weit entfernt. 
Die Gebietskulisse ist in Niedersachsen immer noch nicht fachgerecht abgeschlossen und die not-
wendige Überführung der gemeldeten Gebiete in nationale Schutzgebietskategorien verläuft 
ebenso schleppend wie die Managementplanung, so dass die EU ein Vertragsverletzungsverfah-
ren gegen die Bundesrepublik Deutschland eingeleitet hat. Die fachgerechte Umsetzung krankt an 
einer fehlenden Konkretisierung der Erhaltungsziele und Erhaltungsmaßnahmen zur Erreichung 
eines günstigen Erhaltungszustandes der Lebensraumtypen und Arten, Geldmangel und einer gu-
ten Betreuung der Schutzgebiete, so dass sich viele bestehende Schutzgebiete fortlaufend ver-
schlechtern. Die Landesregierung muss fachaufsichtlich umgehend tätig werden, um die Umset-
zung von Natura 2000 in Niedersachsen zu gewährleisten. Das System der vor Ort Gebietsbetreu-
ung durch geeignete Einrichtungen wie Ökologische Stationen ist entsprechend auszubauen. 


 


Entwicklung und Umsetzung eines landesweiten Biotopverbundsystems 
Voraussetzung für den Schutz der Biodiversität ist ein landesweites Biotopverbundsystem. In Ag-
rarlandschaften muss das Netz räumlich und funktional verbundener Biotope mindestens 10 % des 
Offenlandes bis 2022 und 13 % bis 2027 umfassen. Hierzu bedarf es einer Neuaufstellung des 
Landschaftsprogrammes und eine verbindliche Biotopverbundplanung unter Berücksichtigung der 
Lebensraumansprüche insbesondere der Insekten. In der Niedersächsischen Naturschutzstrategie 
formulierte Absichtserklärungen (Aktionsprogramme für Landschaften bzw. Lebensräume einschl. 
Biotopverbund) müssen umgehend umgesetzt werden, dazu sind die erforderlichen Ressourcen 
auch für die Pflege der Biotope bereit zu stellen. Wichtige Elemente des Biotopverbundsystems 
sind Gewässerrandstreifen und ausreichend breite Wegraine, in die Ackerrand- und Brachestreifen 
integriert werden. Daraus ergeben sich folgende Forderungen:  
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- Einführung ausreichend breiter, gesetzlich festgelegter Gewässerrandstreifen: 
An Gewässern 1. und 2. Ordnung müssen 10 Meter, an Gewässern 3. Ordnung und entlang von 
allen anderen Binnengewässern (inkl. Kleingewässern) 5 m Randstreifen mit Nutzungsbeschrän-
kungen zum Einsatz von Dünger und Pestiziden gesetzlich festgelegt werden. Eine ackerbauliche 
Nutzung bis zu einem Abstand von 5 Meter zum Ufer muss untersagt werden, wobei die Anlage, 
Beibehaltung und Pflege mehrjähriger Blühstreifen zulässig bleiben muss. Weiterhin darf keine 
Ackernutzung in Flussauen im Bereich des gesetzlichen Überschwemmungsgebietes stattfinden. 
Eine Novellierung des Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) mit den genannten Vorgaben 
ist bis spätestens Ende 2019 zu realisieren. Gewässerrandstreifen bilden wesentliche Achsen für 
einen Biotopverbund und schützen den Lebensraum Gewässer vor Einträgen von Pestiziden, 
Nährstoffen und Sedimenten. Die gesetzliche Regelung für Gewässerrandstreifen in Niedersach-
sen ist derzeit völlig unzureichend. 80 % aller Fließgewässer in Niedersachsen sind Gewässer 3. 
Ordnung, die bisher keinen ausreichenden gesetzlichen Schutz durch das NWG genießen. 


- Schutz ausreichend breiter Wegraine:  
Selbst die niedrig formulierten gesetzlichen Vorgaben zum Schutz von Wegrainen (Verbot der Dün-
gung, Pestizidbehandlung, keine Nutzung als Vorgewende) werden heute häufig nicht eingehalten. 
Die Wiederherstellung der Breite der Wegeparzellen setzt einen Abgleich der Besitzverhältnisse 
bei Feldblock- und Flurstückgrenzen voraus. Durch ausreichende Kontrollen sind die gesetzlich 
verpflichtenden Mindestanforderungen umgehend und konsequent durchzusetzen und die Wieder-
in-Wertsetzung der Wegraine zu garantieren. Eine naturschutzfachlich begründete Pflege ist 
durchzuführen. 


 


Keine Überdüngung, insbesondere in Schutzgebieten 


Insbesondere Schutzgebiete als Kernflächen der biologischen Vielfalt müssen vor Einträgen aus 
Nährstoffüberschüssen geschützt werden, um wertvollste, nährstoffarme Biotope zu erhalten. Des-
halb ist der Einsatz von mineralischen Stickstoffdüngern sowie die Ausbringung von organischen 
Flüssigdüngern in folgenden Schutzgebieten erheblich einzuschränken und unter Genehmigungs-
vorbehalt der zuständigen Naturschutzbehörde zu stellen: Naturschutzgebiete, FFH- und Vogel-
schutzgebiete, gesetzlich geschützte Landschaftsbestandteile und gesetzlich geschützte Biotope. 
Um die flächenhafte Eutrophierung der Landschaft künftig einzudämmen, sind eine Verschärfung 
der Düngeverordnung, die ambitionierte Umsetzung in Niedersachsen insbesondere bei der Aus-
weisung der roten Gebiete mit den zu ergreifenden Maßnahmen und die verbindlichen Kontrollen 
erforderlich. Stickstoffhaltige Emissionen aus der Massentierhaltung müssen durch Reduktion der 
Tierbestände durch Bindung an die Fläche mit max. 2 Großvieheinheiten/ Hektar bei Eigentums 
und Pachtflächen verringert werden, damit auch der erhebliche flächendeckende Nährstoffeintrag 
aus der Luft verringert wird. Es muss bis Ende 2019 ein Förderprogramm entwickelt werden, das 
die örtlich und betrieblich erforderliche Reduzierung der Tierdichte unterstützt. Die einzelbetriebli-
che und regionale Tierdichte soll für Stallanlagen bis 2030 an die 2-GVE/ha-Grenze angepasst 
werden. Neugenehmigungen müssen ab dem 01.01.2020 diesen Standard erfüllen.  


 


Schutz wertvoller Insektenlebensräume durch Biotopschutz nach § 24 NAGBNatSchG 
und besonderer Schutz von Grünland 


Zahlreiche für Insekten bedeutsame Biotoptypen (wie z.B. hochstaudenreiche Nasswiesen, Streu-
obstwiesen, mesophyles Grünland) unterstehen aktuell keinem gesetzlichen Schutz und sind kei-
nem nach FFH-Richtlinie geschütztem Lebensraumtyp zuzuordnen. Diese Lebensräume für sel-
tene und bedrohte Bestäuber-Arten sind bis Ende 2019 in den § 24 des Niedersächsischen Aus-
führungsgesetzes (NAGBNatSchG) aufzunehmen und anschließend zu erfassen. Das Manage-
ment dieser Lebensräume muss auch auf die Bedürfnisse von Insekten abgestimmt werden. 
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Artenreiches Grünland ist ein bedeutender Lebensraum nicht nur für Insekten, der Rückgang ist in 
Niedersachsen im Vergleich zum bundesdeutschen Gesamtwert überdurchschnittlich hoch. Drin-
gend erforderlich sind ein gesetzliches Umbruchverbot von Grünland, ein Verbot der Nutzungsin-
tensivierung und der deutliche Ausbau der Förderprogramme für den Erhalt von artenreichem, ex-
tensivem Grünland. 


 


Eingriffsregelung und Kompensation muss greifen 


Künftig müssen nicht erfolgte oder unsachgemäß ausgeführte Kompensationsmaßnahmen geahn-
det werden. Alle Behörden von Kommunen bis Bundesbehörden müssen Kompensationsflächen 
und -maßnahmen zur Eintragung in das Kompensationskataster melden. Es darf keine Branche, 
die Einfluss auf Natur und Umwelt hat, bei der Eingriffsregelung ausgenommen werden. 


Gewässerunterhaltung ökologisch gestalten 


Intakte, naturnahe Gewässer sind bedeutende Lebensräume für Insekten. Eine Zwischenbilanz zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Niedersachsen zeigt jedoch, dass nur 2 % der Gewäs-
ser einen guten ökologischen Zustand aufweisen. Die Art und Weise der Gewässerunterhaltung ist 
für die Pflege und Entwicklung von Gewässern von wesentlicher Bedeutung. Eine stärker ökologi-
sche Ausrichtung der Gewässerunterhaltung gemäß des Leitfadens „Berücksichtigung arten-
schutzrechtlicher Belange bei Maßnahmen der Gewässerunterhaltung“ (Bek. D. MU v. 06.07.2017 
Nds. MBV Nr. 27/2017) muss deshalb künftig im Niedersächsischen Wassergesetz festgeschrie-
ben werden. Als verbindliche Grundlage für die Gewässerunterhaltung muss die Aufstellung land-
kreisweiter Unterhaltungsordnungen und Unterhaltungsrahmenpläne bis Ende 2019 im Nieder-
sächsischen Wassergesetz verankert werden. 


 


Ökologisch ausgerichtete Forstpolitik 


Etwa 30 % der Landesfläche Niedersachsens sind mit Wald bedeckt. Der Zustand vieler Waldbe-
stände ist in hohem Maße besorgniserregend. Insbesondere die Totholz bewohnenden Arten, die 
eine elementare Rolle für das Ökosystem Wald spielen, sind in der Vergangenheit massiv zurück-
gegangen. Deshalb muss die Forstpolitik der Landesregierung künftig vor allem der Erhaltung des 
Waldes als ökologischer Ausgleichsraum für die Tier- und Pflanzenwelt, Klima, Luft und Wasser 
sowie der Erholung der Bevölkerung dienen. Speziell für die Insektenvielfalt sind strukturreiche 
Wälder mit verschiedenen Baumarten unterschiedlicher Altersstruktur inklusive Totholz notwendig. 
Je vielfältiger Wälder strukturiert sind, desto höher ist das Vorkommen ökologischer Nischen und 
somit die Gemeinschaft der dort lebenden Arten, damit auch der Insekten. Dies erfordert ausrei-
chende Totholzbereiche, eine standortgerechte Pflanzung oder Naturverjüngung mit überwiegen-
dem Anteil von Laubbäumen und die Bindung von Forst-Fördergeldern an die Erbringung von Na-
turschutzleistungen. Die aktuelle Räumung der Wälder nach Borkenkäferbefall oder nach Abster-
ben der Bäume durch Trockenstress gefährdet die für viele Arten notwendige Habitatkontinuität. 
Deshalb muss die Waldpolitik der Landesregierung so ausgerichtet werden, dass 


- keine großmaschinelle Räumung oder Bodenbearbeitung von Verjüngungs- einschließlich 
Kalamitäts-Flächen öffentlich gefördert wird, 


- bei der Forstförderung im Rahmen der Wiederbewaldung ein Vorrang für standortgerechte 
Naturverjüngung einschließlich der Pionierbaumarten (ggf. auch in Form von sog. „Zeitmi-
schungen“ und „Vorwälder“) festgelegt wird, 


- in Schutzgebieten und in FFH-Lebensraumtypen auch außerhalb von Schutzgebieten nur 
die Pflanzung lebensraumtypischer Gehölzarten gefördert wird und 


- außerhalb von Schutzgebieten nur die Pflanzung klimaplastischer, europäischer Baumar-
ten gefördert wird, wobei (in Anlehnung an das LÖWE-Programm) ein Laubbaumanteil von 
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mindestens 65 %, welcher den Boden und die Grundwasserbildung verbessert, je Förder-
maßnahme einzuhalten ist, 


- die Zahlung von Forst-Fördergeldern an die Erbringung von Naturschutzleistungen wie die 
Erhaltung von Habitatbäumen und Altbeständen geknüpft wird, 


- strenge Vorkehrungen gegen die weitere Einschleppung invasiver Forstpathogene (schäd-
liche Pilz- und Insektenarten) getroffen werden, 


- eine ökosystemverträgliche Jagdausübung gesichert ist.  
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Förderpolitik für eine bäuerliche, ökologische Landwirtschaft  
Niedersachsen ist Agrarland Nr. 1 in Deutschland, mehr als die Hälfte des Bundeslandes (rund 2,6 
Millionen Hektar) werden landwirtschaftlich genutzt. Gerade deshalb können Natur- und Arten-
schutz nur gemeinsam mit einer nachhaltigen, natur- und umweltverträglichen Landwirtschaft funk-
tionieren. Die industrielle Landwirtschaft stellt in der heute betriebenen Form eine Gefahr für die 
biologische Vielfalt im Offenland als auch für die oberirdischen Gewässer und das Grundwasser 
dar. Neben dem intensiven Maisanbau und dem stetig steigenden Einsatz von Düngemitteln und 
chemisch-synthetischen Pestiziden ist insbesondere auch der großflächige Verlust von artenrei-
chem Grünland für den massiven Rückgang zahlreicher Tiere und Pflanzen verantwortlich. Um den 
Artenschwund in der Landschaft zu stoppen, muss neben einem zielführenden Ordnungsrecht eine 
natur-, klima- und tierschutzgerechte Landwirtschaft gezielt gefördert werden. Dazu muss das Land 
Niedersachsen eigene Möglichkeiten nutzen, in dem Landesmittel für Ökolandbau und wirksame 
Agrarumweltprogramme deutlich aufgestockt werden.  
Gleichzeitig muss die Landesregierung darauf einwirken, die bisherige Subventionslogik in der Ge-
meinsamen EU-Agrarpolitik (GAP) zu verändern: Öffentliche Gelder dürfen nur für öffentliche Leis-
tungen eingesetzt werden, die über gesetzliche Anforderungen hinausgehen. Die Einbindung von 
Maßnahmen zum Schutz der biologischen Vielfalt in die gute fachliche Praxis (z.B. Ackerrandstrei-
fen, Extensivgrünland, „großflächige Lerchenfenster“) muss in die Konditionalitäten der zukünftigen 
GAP einfließen. 
 
 
Die Verbände fordern im Einzelnen: 
 
 
Ökolandbau stärker fördern: 15 % bis zum Jahr 2025 und 30 % bis 2030 


Durch ökologischen Landbau können Risiken, die zum Insektensterben beitragen, erheblich redu-
ziert werden (z.B. durch Verzicht auf chemisch-synthetische Pestizide und mineralischen Stick-
stoffdünger). Gleichzeitig leistet der Ökologische Landbau einen wirksamen Beitrag zur Erhaltung 
von Landschaftsstrukturen und Vielfalt in der Kulturlandschaft und bietet so mehr Lebensraum für 
Insekten. Die Verbände fordern deshalb Maßnahmen der Landesregierung, um den Anteil des 
Ökologischen Landbaus an der landwirtschaftlich genutzten Fläche in Niedersachsen zu steigern. 
Dabei müssen landeseigene Flächen Vorbildfunktion erfüllen. Die Ziele des „Aktionsplans für mehr 
Ökolandbau in Niedersachsen“ müssen weiterentwickelt werden und die Maßnahmen müssen mit 
verbindlichen Zeitplänen umgesetzt werden. 


 


Wiesenvogelschutz verbessern 


Niedersachsen hat für Wiesenvögel eine besondere nationale und internationale Verantwortung. 
Alle Arten sind im Rückgang begriffen, auch weil sie auf Insekten als Nahrungsgrundlage für die 
Kükenaufzucht angewiesen sind und daher besonders unter dem Insektenschwund leiden. Das gilt 
nicht nur für anspruchsvolle Brutvögel wie Kampfläufer und Uferschnepfe, sondern auch für ehe-
mals weit verbreitete Arten wie Kiebitz und Feldlerche. Bislang ist das Land dieser Verantwortung 
nicht gerecht geworden. Deshalb muss künftig ein sachgerechter konsequenter hoheitlicher Schutz 
mit entsprechendem Erschwernisausgleich umgesetzt werden. Bis Ende 2019 muss ein ambitio-
niertes Programm zur Rettung der Wiesenvögel und weiterer Arten der Offenlandschaft von der 
Landesregierung beschlossen werden. 


 


Ausbau und Optimierung der niedersächsischen Agrarumweltprogramme zur Förde-
rung der biologischen Vielfalt im Rahmen der neuen Förderkulisse ab 2021 
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Wie der fortschreitende Verlust an Biodiversität zeigt, reichen Umfang und Qualität bisheriger För-
derprogramme bei weitem nicht aus, um das dramatische Insektensterben in Niedersachsen zu 
stoppen. Bisherige Agrarumweltprogramme sind mit besonderem Fokus auf ihre Wirksamkeit für 
den Insektenschutz zu optimieren und mit deutlich mehr Finanzmitteln auszustatten. So werden 
alleine in den Natura-2000-Gebieten jährlich ca. 90 Mio. € benötigt, um den von der EU geforderten 
günstigen Erhaltungszustand der Lebensraumtypen und FFH-Arten zu erhalten oder wiederherzu-
stellen.  


Schwerpunkte bei der Verbesserung der Qualität der Agrarumweltprogramme sind u.a.: 


− Einrichtung eines Programms für extensive Weidelandschaften, die nachweislich eine sehr po-
sitive Wirkung auf Insekten haben. Notwendig ist die Einführung einer Weideprämie für Schafe, 
Ziegen, Mutterkühe, Milchkühe und deren Nachzucht. Die extensive Beweidung fördert in be-
sonderem Maß die Vielfalt sowohl von Pflanzen als auch von Insekten bis hin zu Wiesenvögeln 
und muss durch entsprechende Anreize in Wert gesetzt werden. Die Förderung der Weidehal-
tung muss mit einer deutlichen stärkeren finanziellen Unterstützung bei präventiven Maßnah-
men zum Herdenschutz verbunden werden. Aufgrund der Wirkung auf die Zersetzerkette sind 
prophylaktische Antiparasitikagaben bei Nutztieren umgehend zu reduzieren. 


− Die Etablierung eines Blütenmanagements, z.B. durch deutlich stärkere Förderung mehrjähriger 
Blühstreifen, die Entwicklung von „Insektenweiden“ mit standorttypischen Wildkräutersaaten re-
gionaler Herkunft und weitgehenden Verzicht auf konkurrenzstarke (bestandsdominierende) 
und nicht heimische Pflanzen wie z.B. Phacelia.  


− Förderbedingungen müssen geändert werden, damit das Entstehen wertvoller Landschafts-
strukturen, wie mehrjährige Säume und Hecken nicht zum Ausschluss der Förderung führen 
und Landwirte, die einen Beitrag zum Naturschutz leisten, zukünftig belohnt statt bestraft wer-
den. 


− Einrichtung einer Agrarumweltmaßnahme für Insekten- und Artenförderung in Saumbiotopen 
wie Wegrainen und Hecken.  


 


 


Naturschutzberatung für Landwirte  
Landwirte müssen Beratung in Anspruch nehmen können, wie naturschutzfachliche Maßnahmen 
auf den jeweiligen Betriebsflächen zielgerichtet umgesetzt werden können. Auch müssen ausrei-
chend Informationen über Alternativen zum Einsatz chemisch-synthetischer Pestizide zur Verfü-
gung stehen. Diese Beratung muss für Landwirte kostenlos sein. Aufgaben der Naturschutzbera-
tung sollten auch an Einrichtungen der Gebietsbetreuung wie z.B. Ökologische Stationen übertra-
gen werden. 


 


EU-Agrarpolitik: öffentliche Gelder nur für gesellschaftliche Leistungen 
Die Gemeinsame EU-Agrarpolitik ist ein Schlüsselinstrument für die Umsetzung eines flächende-
ckenden Schutzes für Natur und Umwelt im ländlichen Raum. Daher muss sich die Landesregie-
rung auf Bundes- und EU-Ebene dafür einsetzen, dass öffentliche Gelder künftig nur für gesell-
schaftliche Leistungen eingesetzt werden, die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen. 
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Verringerung des Einsatzes von Pestiziden 
Die großflächige Ausbringung chemisch-synthetischer Pestizide in der Landschaft stellt eine im-
mense Belastung für Natur, Umwelt und menschliche Gesundheit dar. Insekten werden durch In-
sektizide (bspw. Neonicotinoide) direkt geschädigt oder verlieren durch die Beseitigung von Acker-
wildkräutern mittels Totalherbiziden wie Glyphosat ihre Lebens- und Nahrungsgrundlage. Auch im 
Wald wird das Ökosystem empfindlich durch die Gaben von Pestiziden gestört. 
 
 
Unsere Forderungen zur Reduktion des Pestizideinsatzes sind:  
 
 
Erstellung eines Pestizidreduktionsprogrammes auf Landesebene bis Ende 2019 und 
dessen Umsetzung bis 2022 


Bis 2022 ist ein verbindliches Reduktionsziel von mindestens 50 % festzuschreiben. Begleitend 
müssen Alternativen zum Einsatz von chemisch-synthetischen Pestiziden im Rahmen einer Acker-
baustrategie weiterentwickelt werden und in die breite Anwendung kommen. Dazu gehören u.a. 
vielfältigere Fruchtfolgen, Mischkulturen, mechanische Unkrautbekämpfung, Wahl unempfindliche-
rer Sorten, Zwischenfruchtanbau und der Einsatz von heimischen Nützlingen. Die pfluglose Bo-
denbearbeitung darf nur gefördert werden, wenn der Einsatz von Totalherbiziden unterbleibt. Die 
Förderung von Pestizidanwendungen im Wald muss ab 01.01.2020 unterbleiben.  


 


Konsequentes Verbot chemisch-synthetischer Pestizide in Schutzgebieten bis 2022 
durch Regelung im NAGBNatSchG bis Ende 2019 


Schutzgebiete müssen als Zentren der biologischen Vielfalt und vielerorts letzte Rückzugsgebiete 
für bedrohte Arten fungieren. Von hier aus muss eine Wiederbesiedlung der Landschaft über Bio-
topverbundstrukturen erfolgen. Studien belegen jedoch, dass selbst in Schutzgebieten die Bio-
masse von Fluginsekten dramatisch abgenommen hat. In Naturschutzgebieten, FFH- und Vogel-
schutzgebieten, gesetzlich geschützten Landschaftsbestandteilen und gesetzlich geschützten Bi-
otopen ist deshalb ein konsequentes Verbot von chemisch-synthetischen Pestiziden durchzuset-
zen. Auch sind ausreichend breite, pestizidfreie Pufferstreifen einzurichten, um eine Verdriftung in 
die Schutzgebiete zu verhindern. 


Eine Umsetzung des Verbotes in allen neuen Schutzgebietsverordnungen muss ab 01.01.2020 
erfolgen, eine Nachbesserung in bestehenden ist bis 2025 umzusetzen. Das Verbot von Pestiziden 
in Schutzgebieten erfordert eine deutliche Aufstockung des Erschwernisausgleiches und ein zu-
sätzliches Angebot für Ackerbau. 


 


Konsequente Umsetzung des vollständigen Verbotes chemisch-synthetischer Pestizide 
im privaten sowie in öffentlichen Bereichen ab 01.01.2021 


Mit dem Einsatz von Pestiziden in Privatgärten werden unkontrolliert Gifte im Grünbereich besie-
delter Bereiche eingebracht. Städte, Gemeinden, Landkreise, Kirchengemeinden, Industrieunter-
nehmen, Bundeswehr, Straßenbaubehörden, Bahn, Wasser- und Bodenverbände beantragen 
Ausnahmegenehmigungen zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf Nichtkulturflächen und 
bekommen diese von Pflanzenschutzämtern genehmigt. Alternativen zum Pestizideinsatz sind me-
chanische und thermische Verfahren. Nicht nur für Bienen und Wildbienen sind diese Maßnahmen 
vorteilhaft, sondern auch für die menschliche Gesundheit und die Lebensqualität. Ab dem 
01.01.2020 sind keine Ausnahmegenehmigungen mehr auf Nichtkulturlandflächen zu erteilen. Laut 
niedersächsischem Pflanzenschutzamt werden derzeit jährlich mehr als 400 Ausnahmegenehmi-
gungsbescheide für fast 6.000 Standorte und über 2.000 km Gleisanlagen erteilt. 







Forderungen für Insektenschutz und Artenvielfalt in Niedersachsen 


9 


 


Vorreiterrolle des Landes beim Ausstieg aus chemisch-synthetischen Pestiziden 


Auf landeseigenen Flächen und in den Domänen ist ein umgehender Ausstieg aus der Anwendung 
von Totalherbiziden wie Glyphosat und den Insektiziden der Neonicotinoiden-Wirkstoffgruppe zu 
erwirken sowie der Einsatz von chemisch-synthetischen Pestiziden systematisch zu reduzieren, so 
dass bis 2035 nur noch in begründeten Einzelfällen deren Anwendung erlaubt ist. Entsprechende 
Verbote sind bei auslaufenden Pachtverträgen sofort umzusetzen.  
 
 
Darüber hinaus erwarten wir von der Landesregierung, sich auf Bundes- bzw. EU-Ebene für fol-
gende Maßnahmen einsetzen:  
 
Vollständiges Verbot aller Neonicotinoide, verbindlicher Ausstieg aus der Anwendung 
von Totalherbiziden wie Glyphosat und Reform des Zulassungsverfahrens für che-
misch-synthetische Pestizide auf Bundes- und EU-Ebene 


Neonicotinoide werden in vielen Kulturen wie Obst, Gemüse, Raps oder Zuckerrüben, aber auch 
im Hobbygarten eingesetzt. Neonicotinoide greifen bei Insekten in das zentrale Nervensystem ein. 
Nicht nur die sogenannten Schädlinge, auch wichtige Insekten wie Honigbienen und Wildbienen 
werden dadurch getötet oder geschädigt. Die Gefährlichkeit von Neonicotinoiden für Bienen ist 
vielfach wissenschaftlich belegt. Aktuelle Forschungsergebnisse zeigen, dass die Honigbiene eine 
größere Resistenz gegen Pestizide wie Neonicotinoide aufweist und daher z.B. Wildbienen mit 
höherer Wahrscheinlichkeit von einer Insektizidexposition negativ betroffen sind. Deshalb ist ein 
vollständiges Verbot von Neonicotinoiden per sofort zu erwirken.  


Für Totalherbizide wie beispielsweise. Glyphosat ist umgehend ein Ausstiegsszenario zu entwi-
ckeln und umzusetzen mit sofortigem Stopp jeglicher Anwendung im Privatbereich, in Kommunen, 
bei der Bahn, in blühenden Pflanzenbeständen im Grünland und zur Sikkation. Einzelgenehmigun-
gen dürfen nicht zugelassen werden. 


Ein Verbot bei Stoppelbehandlung, Einzelpflanzenbekämpfung im Grünland, Vorsaatbehandlung 
bei Mulchsaat hat in 2020 zu folgen. In einem dritten Schritt ist ein Verbot zur Vorsaatbehandlung 
bei Mulchsaat bis spätestens 2021 durchzusetzen. 


Das derzeitige Zulassungsverfahren für Pestizide leistet keinen ausreichenden Schutz für Mensch, 
Tier und Umwelt. Es muss sichergestellt werden, dass in den Prüfverfahren sowohl Langzeitwir-
kungen als auch Kombinationseffekte mit anderen Mitteln und Wirkungen von Abbauprodukten 
auch auf gefährdete, seltene Insektenarten berücksichtigt werden und dass die Prüfverfahren in-
dustrieunabhängig und transparent erfolgen. Nicht die tödliche Dosis, sondern die ökologische und 
gesundheitliche Wirkung muss dabei der Maßstab sein. 
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Insektenschutz im besiedelten Raum  
Wohnsiedlungen, Industrie- und Gewerbegebiete sowie Straßen nehmen immer mehr Fläche ein. 
In Niedersachsen hat die versiegelte Fläche zwischen 2000 und 2015 um 10,5 % zugenommen 
(Niedersächsischer Landtag, Drucksache 18/1347). Dieser Flächenverbrauch hat massive nega-
tive Folgen: Lebensräume werden zerstört, Landschaften zerschnitten, landwirtschaftliche Flächen 
gehen verloren und die Flächenkonkurrenz nimmt weiter zu.  
 
In den besiedelten Räumen der Städte und Gemeinden erfüllen naturnahe Grünflächen zahlreiche 
Funktionen: Sie bieten Lebensräume für eine vielfältige Pflanzenwelt, für Insekten, Vögel und an-
dere Tierarten, gleichzeitig erhöht mehr Grün die Lebensqualität und kann einen effektiven Beitrag 
zur Anpassung an den Klimawandel leisten. Für den Erhalt und die Förderung der biologischen 
Vielfalt im besiedelten Raum tragen Kommunen eine hohe Verantwortung: Durch die Erstellung 
und Umsetzung von Konzepten für öffentliches Grün, eine extensive Bewirtschaftung und Pflege 
der Grünflächen bis hin zur Information von Bürger*innen zur Anlage und Bewirtschaftung von 
Privatgärten leisten sie einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung und Förderung der biologischen Viel-
falt im besiedelten Raum.  
 
 
Daraus ergeben sich folgende Forderungen:  
 
 
Reduktion der Flächenversiegelung  


Die Verbände fordern die Landesregierung auf, dafür zu sorgen, dass der Flächenverbrauch im 
städtischen und ländlichen Raum deutlich verringert wird. Zusätzliche Versiegelungen müssen 
durch Rückbaumaßnahmen ausgeglichen werden, so dass eine Null-Bilanz ab dem Jahr 2020 be-
legt werden kann. Der Fokus auf Innenentwicklung anstatt einer Ausdehnung der Bebauung im 
Außenbereich ist Ziel einer nachhaltigen Stadt- und Regionalentwicklung. Die Landesregierung 
muss sich für eine konsequente Umsetzung dieser Zielsetzung einsetzen.  


 


Förderung insektenfreundlicher Kommunen 


Die Verbände fordern die Landesregierung auf, Initiativen und Projekte von Kommunen für die 
Erhaltung und Schaffung von Insektenlebensräumen in den Kommunen zu unterstützen. Dazu ge-
hört z.B. eine naturverträgliche, extensive Bewirtschaftung kommunaler Flächen mit Begrenzung 
der Mahdfrequenz und Belassung von Altgrasstreifen, der konsequente Verzicht auf Einsatz von 
chemisch-synthetischen Pestiziden, die Begrünung von Dachflächen und Fassaden und die Erar-
beitung und Umsetzung von insektenfreundlichen Beleuchtungskonzepten. 


 


Vorbildfunktion landeseigener Liegenschaften 


Landeseigene Liegenschaften und staatliche Wohnungsbaugesellschaften müssen eine Vorbild-
funktion zur Erhaltung und Förderung der Biodiversität im besiedelten Raum erfüllen. Dazu gehö-
ren Maßnahmen wie die Begrünung von Flachdächern und Fassaden, eine naturnahe Freianla-
gengestaltung, der Einbau von Nistmöglichkeiten und Maßnahmen zur Vermeidung von Lichtver-
schmutzung.  


 


  







Forderungen für Insektenschutz und Artenvielfalt in Niedersachsen 


11 


Artenschutz, Forschung und Monitoring 
Obwohl Insekten, wie z.B. Wildbienen, aufgrund ihrer ökosystemaren Funktionen als Bestäuber 
oder Destruenten eine besondere Bedeutung erfüllen und ihr teils hoher Gefährdungsgrad belegt 
ist, werden sie zum Teil in der Bundesartenschutzverordnung nur als besonders geschützt geführt. 
Hierdurch sind sie in der Eingriffsplanung nicht zu berücksichtigen. Da z.B. viele Wildbienenarten 
besonders stark spezialisiert und selten sind, gehen diese Populationen durch Eingriffe besonders 
schnell verloren. Das Insektensterben hat sich über Jahrzehnte entwickelt. Aufgrund zuvor fehlen-
der Untersuchungsauswertungen wurde das alarmierende Ausmaß erst jetzt erkannt und durch 
zahlreiche wissenschaftliche Untersuchungen belegt. Um die Entwicklung langfristig erkennen und 
bewerten sowie die Wirkung von Maßnahmen evaluieren zu können, ist ein langfristig angelegtes 
Monitoring von Insektenarten notwendig. Wir fordern die Wiedereinrichtung und Besetzung der 
Fachstelle für Artenschutz mit dem aktuellen Schwerpunkt Insektenschutz. 
 
 
Hieraus sind folgende Maßnahmen abzuleiten:  
 
Initiierung eines landesweiten Monitoring- und Artenschutzprogrammes  
Es bedarf der Entwicklung von Artenschutzprogrammen für Insekten (Wildbienen/Stechimmen, 
Schmetterlinge, Heuschrecken, Laufkäfer, Dungkäfer) durch Landesbehörden (NLWKN) und der 
Definition von Zielarten auf Basis der Roten Liste Deutschland und der European Red List bis Ende 
2020. Auf repräsentativen Flächen in Niedersachsen ist bis Ende 2020 ein Langzeit-Monitoring 
aufzubauen, um langfristige Bestandsentwicklungen feststellen zu können. Es bedarf der Förde-
rung fundierter Forschungsprojekte an den Universitäten/Hochschulen und Landeseinrichtungen.  


 


Verbesserter gesetzlicher Schutz von Wildbienen und weiteren Insekten  
Es bedarf einer niedersächsischen Initiative und Einflussnahme, damit z.B. ausgewählte hochgra-
dig gefährdete Stechimmen-, Wildbienen- und Dungkäferarten als „streng geschützt“ in die Bun-
desartenschutzverordnung und in die Listen nach FFH-Richtlinie (Anhänge 2 und 4) aufgenommen 
werden. Nur so werden ein adäquater Schutz dieser Artengruppen und eine obligatorische Berück-
sichtigung in der Eingriffsplanung gewährleistet.  


 


Implementierung des Insektenschutzes in den Fachbehörden durch Schaffung von Stel-
len für Fachexperten 


Entwicklung und Implementierung von Empfehlungen für Insektenschutz in landschaftsplanerische 
und naturschutzfachliche Konzepte muss erfolgen. Es ist wichtig, dass sich Bestandserfassungen 
nicht nur auf ausgewählte Einzelarten beschränken, sondern möglichst viele biotoptypische Arten 
umfassen, da momentan auch noch weit verbreitete Arten einen stark negativen Bestandstrend 
aufweisen. 


 


Dringende Überarbeitung und regelmäßige Aktualisierung der Roten Liste für verschie-
dene Insektengruppen 


In der Niedersächsischen Naturschutzstrategie hat sich die Landesregierung zum Ziel gesetzt, bis 
2025 alle veralteten Roten Listen zu überarbeiten. Es bedarf dringend der Neubearbeitung der 
Roten Listen der Schwebfliegen (von 1997), der Wildbienen (von 2002), der Großschmetterlinge 
(von 2004) und der Heuschrecken (von 2005). Zudem sollten für weitere Insektenordnungen Rote 
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Listen erstellt werden. Dazu müssen die notwendigen finanziellen Mittel bereitgestellt werden. Not-
wendig sind außerdem regelmäßige Aktualisierungen der Roten Listen und Gesamtartenverzeich-
nisse. Eine Aktualisierung muss dabei alle 5 Jahre umgesetzt werden. 
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Bildung, Weiterbildung und Beratung 
In vielen Bereichen sind mangelnde Kenntnisse über die herausragende Bedeutung von Bienen 
und anderen Bestäubern für unsere Ökosysteme festzustellen. Insektenexpert*innen sind rar und 
oft ausschließlich ehrenamtlich tätig. Die Landesregierung muss sich für eine verbesserte Aus- und 
Fortbildung von Artenkenner*innen, speziell auch zum Thema Insekten, einsetzen. Schulen müs-
sen verstärkt Allgemeinkenntnisse zu Naturschutz und Landwirtschaft, Kenntnisse zur Ökologie 
von Insekten und zu deren Gefährdungsursachen vermitteln. Es ist ein Förderprogramm zu entwi-
ckeln, das außerschulische Lernorte und Umweltbildungseinrichtungen unterstützt, die diese The-
men vermitteln. In der Ausbildung von Landwirten, Landschaftsgärtnern etc. müssen die Themen 
ebenfalls verstärkt vermittelt werden. Eine neue Ausrichtung des Versuchs- und Lehrwesens (Be-
rufsschulen, überbetriebliche Ausbildung in Echem, Landwirtschaftskammer) ist dafür erforderlich. 
Auf kommunaler Ebene sind Schulungen zur insektenfreundlichen Pflege für Mitarbeiter*innen von 
Bauhöfen und Grünflächenämtern notwendig. Auf Landes- und kommunaler Ebene sowie bei den 
landwirtschaftlichen Berater*innen müssen die finanziellen Ressourcen und Fachkenntnisse zum 
Schutz von Insekten sichergestellt werden. 
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Anlage

https://www.zdf.de/comedy/die-anstalt/die-anstalt-vom-1-oktober-2019-100.html
https://www.spiegel.de/wirtschaft/service/strompreis-eeg-umlage-steigt-um-rund-fuenf-prozent-a-1291604.html
https://www.iwr.de/news.php?id=36383

